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Anbau – Umbau
 Aufstockung

www.russ-holzbau.de

Kalkwerk 6 – 35756 Mittenaar 
Tel. 02778 / 69948-0 

Tag der offenen Tür
am 30.05.2010 von 10.00 - 17.00 Uhr

Sahm GmbH & Sahm Wohnbau GmbH & Co. KG, Heisterberger Weg 5, 
35767 Breitscheid-Gusternhain, Tel.: 02777/6061, www.sahm-haus.de

• Ausstellung „Kunst & Garten“
• Sonderpostenverkauf von Balkon-, 

Zaun- und Gartenartikeln

• Große Ausstellung zu 
  „Bauen & Wohnen“ und zu 
  „erneuerbaren Energien“
• Finanzierungsberatung

Tag der offenen Tür

Tolles Kinderprogramm mit Hüpfburg, etc. und vieles mehr...

Wandaufbau 

live miterleben!Wandaufbau 

live miterleben!

Unser Programm:

Olaf Scholz für
große Koalition
Düsseldorf. Der stellvertreten-
de Vorsitzende der SPD, Olaf
Scholz, hat sich für die Bildung
einer großen Koalition in Nord-
rhein-Westfalen ausgesprochen.
„Wer in Verhandlungen ein-
tritt, muss auch zum Erfolg
kommen wollen. Und ernsthaft
sein“, sagte Scholz. In der Frage,
wer in einer großen Koalition in
Nordrhein-Westfalen Minister-
präsident wird, legte sich Scholz
nicht fest: „Frau Kraft hat zu-
recht gesagt, dass es in den Ver-
handlungen erst um die Inhalte
und dann um die Pöstchen
geht. Wie peinlich wäre es um-
gekehrt, wenn man sich erst
über die Pöstchen einigte und
sich dann über die Inhalte zer-
stritte.“ (ddp)

Doch noch grünes Licht?
In der FDP werden Stimmen laut, dem Ampelbündnis eine Chance zu geben

Düsseldorf. In der nordrhein-
westfälischen FDP rumort es.
Nach der Abwahl von Schwarz-
Gelb am 9. Mai und dem Dau-
ertief der Freidemokraten in
den Umfragen fordern FDP-
Mitglieder ihre Führung zum
Handeln auf. „Wir sollten nicht
einfach zuschauen, wie sich in
Düsseldorf eine große Koalition
formiert“, sagt Bernd Paßmann,
Chef der FDP-Fraktion in der
Landschaftsversammlung
Rheinland. In der kommunalen
Vertretung gibt es bereits seit
Jahren ein Ampelbündnis. „Das
klappt hervorragend“, berichtet
Paßmann. Deshalb sollten im
Landtag die Chancen eines sol-
chen Bündnisses ausgelotet wer-
den, fordert er.

In die gleiche Richtung vor-
geprescht war vor wenigen Ta-
gen bereits der Kreisverband der
FDP in Oberhausen. In einem
offenen Brief an FDP-Landes-
chef Andreas Pinkwart forder-

ten die Liberalen „schnellst-
mögliche Sondierungsgespräche
mit SPD und Grünen“. Nach
der eindeutigen Absage von
Rot-Grün an eine Koalition mit
der Linkspartei seien hierfür die
Voraussetzungen gegeben. 

In der Kritik steht vor allem
jener Parteitagsbeschluss, den
die FDP eine Woche vor der
Landtagswahl gefasst hatte.
„Die FDP will die erfolgreiche
Koalition aus FDP und CDU
weiter fortsetzen. Wir werden
keine Koalition mit Parteien
eingehen, die Bündnisse mit
rechtsextremen oder linksextre-
men Parteien nicht eindeutig
ausschließen. Daher kommen
für uns Koalitionen mit Grünen
oder SPD nicht in Frage“, hieß
es damals. Nach der Wahl inter-
pretierte Landeschef Pinkwart
diesen Beschluss anders als
FDP-Fraktionschef Gerhard
Papke. Während Papke sogleich
eine glasklare Absage an eine

Koalition mit SPD und Grünen
bekräftigte, war Pinkwart zu-
nächst flexibler. Erst als SPD
und Grüne neben der FDP auch
den Linken ein Gespräch ange-
boten hatten, sagte der FDP-
Bundesvize ab. Zwischen Pink-
wart und Papke soll es heftigen
Streit gegeben haben.

Mittlerweile aber ist die rot-
rot-grüne Sondierung geschei-
tert. Am Dienstag treffen sich
bereits zum zweiten Mal SPD
und CDU, um die Chancen für
eine mögliche große Koalition
auszuloten. Das bringt den So-
linger Paßmann auf die Palme:
„Die CDU stört sich nicht da-
ran, dass die SPD vorher auch
mit der Linkspartei geredet hat.
Deshalb sollten wir das auch
nicht tun“, fordert er.

Andere Liberale sind vor-
sichtiger. „Wir sind jetzt nicht
am Zug“, sagt der FDP-Land-
tagsabgeordnete Stefan Rom-
berg. Ohnehin glaube er nicht

an Gemeinsamkeiten mit den
Grünen, die der FDP eine ex-
tremistische Politik vorgewor-
fen hätten. Der Kölner FDP-
Kreischef Reinhard Houben
glaubt derzeit auch nicht an
eine Ampel. Aber vor der
nächsten Wahl werde man
wohl nicht mehr so eine klare
Absage an eine Zusammenar-
beit mit SPD und Grünen ver-
abschieden. 

Bundesjustizministerin Sabi-
ne Leutheusser-Schnarrenber-
ger (FDP) hält eine Ampel-
Koalition in NRW dagegen
noch nicht für ausgeschlossen.
„Gespräche kategorisch auszu-
schließen finde ich problema-
tisch“, sagte sie einem Nach-
richtenmagazin laut einem Vor-
abbericht. Die Initiative liege
bei SPD-Landeschefin Hanne-
lore Kraft, aber sie sehe noch
eine theoretische Chance: „Die
Ampel ist ja nicht ausgeschlos-
sen.“ (ddp)

Finden die drei NRW-Spitzenkandidaten Hannelore Kraft (SPD, r.), Sylvia Löhrmann (Grüne) und Andreas Pinkwart doch noch
zusammen? In der FDP werden immer mehr Stimmen laut, sich einem Ampelbündnis nicht ganz zu verschließen. Foto: ddp

Doch Häftlinge
aufnehmen?
Hamburg. Trotz des Wider-
stands aus der Union treibt
Bundesinnenminister Thomas
de Maizière (CDU) die Auf-
nahme mehrerer Häftlinge aus
dem US-Gefangenenlager Gu-
antanamo einem Magazinbe-
richt zufolge voran. Gemeinsam
mit Hamburg und Brandenburg
arbeite das Bundesinnenminis-
terium an Hilfen, um den Ge-
fangenen nach mehrjähriger
Haft die Eingliederung in den
Alltag zu ermöglichen, berich-
tete ein Nachrichtenmagazin
gestern vorab. Das Konzept sehe
unter anderem die Betreuung
bei der Suche nach Unterkunft
und Arbeitsmöglichkeiten vor.
Nach dem Willen der US-Re-
gierung soll Deutschland einige
der mehr als 180 Terrorverdäch-
tigen aufnehmen, die in Guan-
tanamo seit Jahren ohne Prozess
festgehalten werden. Die meis-
ten Bundesländer verweigern
sich einer Aufnahme.  (ddp)

Interessent 
für Karstadt
Hamburg/Essen. Neben den
Beteiligungsgesellschaften Tri-
ton und Berggruen sowie dem
Immobilienkonsortium Highst-
reet gibt es einem Medienbe-
richt zufolge einen vierten Inte-
ressenten für die insolvente
Warenhauskette Karstadt. Wie
ein Magazin gestern berichtete,
bietet ein russisches Konsortium
unter Führung des St. Peters-
burger Unternehmers Artur Pa-
chomow seit Freitag einen mitt-
leren zweistelligen Millionenbe-
trag für 100 Prozent der Antei-
le. (ddp)

Keine Tabus
beim Sparen
Köln/Berlin. Der FDP-Haus-
haltsexperte Otto Fricke plä-
diert dafür, auf der Suche nach
Einsparmöglichkeiten alles auf
den Prüfstand zu stellen. In
einer offenen Gesellschaft wie
dieser könne man in der Frage
„nicht mit der Argumentation
von Tabus kommen“, sagte Fri-
cke. Auch die Bildung könne
nicht von vornherein außen vor
gelassen werden. „Pauschal zu
sagen, jede Ausgabe für Bildung
ist richtig“, halte er für „falsch“,
sagte Fricke. (ddp)

SoVD gegen
Rente mit 70
Landau. Der Sozialverband
Deutschland (SoVD) warnt vor
zunehmenden Einfluss der Euro-
päischen Union (EU) auf die
Rentenpolitik in den Mitglieds-
staaten. „Die Bundesregierung
darf sich von Brüssel das Heft
nicht aus der Hand nehmen las-
sen“, sagte Verbandspräsident
Adolf Bauer. Es dürfe keinen
Wettbewerb um das höchste
Renteneintrittsalter in den EU-
Ländern geben. Bauer forderte
die Bundesregierung auf, sich
stärker für den Erhalt des gegen-
wärtigen Rentenniveaus in
Deutschland einzusetzen. Schon
jetzt versuche die EU, Einfluss
auf die gesetzliche Rente in
Deutschland zu nehmen. Den
Vorschlag der EU-Kommission,
die Lebensarbeitszeit schrittwei-
se bis 2060 auf 70 Jahre anzuhe-
ben, lehnte Bauer ab. (ddp)

Kürzungen
verteidigt
Berlin. Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU) hat
mögliche Subventionskürzun-
gen zur Sanierung des Haushalts
verteidigt. Im Energiesektor et-
wa gebe es „jede Menge Sub-
ventionen auf die unterschied-
lichsten Energiearten“, sagte
Schäuble. „Die abzubauen hat
doch nichts mit dem Quälen
der Bürger zu tun.“ Zugleich
warnte Schäuble davor, den So-
zialstaat kaputt zu sparen. Es ge-
he um eine „vernünftige und
ausgewogene Politik“, sagte er,
„und ich gebe zu bedenken:
Einsparungen bei den Sozialaus-
gaben treffen ganz überwiegend
die weniger Begüterten im
Land.“ Deutschland sei ein
„hoch entwickelter Sozialstaat“
und in der Lage, für jeden Men-
schen das Existenzminimum zu
sichern. „Das haben wir uns er-
arbeitet und das wollen wir er-
halten“, betonte er. (ddp)

Mehr Schutz im Internet
Privatsphäre und persönliche Daten sollen sicherer werden

München. Bundesverbraucher-
schutzministerin Ilse Aigner
(CSU) kündigt neue Richt-
linien für Datenschutz und Pri-
vatsphäre im Internet an. „Die
Bundesregierung ist dabei, ge-
meinsam an Eckpunkten für
besseren Verbraucherschutz im
Netz zu arbeiten,“ sagte Aigner
einem Nachrichtenmagazin laut
Vorabbericht. Das Datenschutz-
recht in Deutschland stamme
noch aus einer Zeit, als Internet
ein Fremdwort war. Die Bundes-
regierung könne dazu noch im
Herbst einen ersten Entwurf
vorlegen.

Aigner sagte, auch der Um-
gang im weltweiten Internet
brauche Regeln, die Daten-
schutz und Privatsphäre si-
chern. Sie rechne damit, „dass
wir uns in einigen Jahren auf
G-20-Gipfeln so selbstverständ-
lich über globale Netz-Sicher-
heit unterhalten wie wir heute
über Klimaschutz diskutieren.“

Aigner hob zudem die Stär-
ke der kritischen Verbraucher
hervor. Ihr Protest gegen die

Datenpannen bei Google und
die Verwendung der Kunden-
Daten bei Facebook sei ein
Etappensieg der Internet-Nutzer
über Weltkonzerne und deren
Lobbyisten.

„Am Beispiel Google und
Facebook zeigt sich die Macht
der Verbraucher. Die Jungs in
den Chefetagen sind endlich
aufgewacht“, sagte die Minis-
terin. Der deutsche Markt habe
auch wegen seiner Größe Sig-

nalfunktion. Aigner sagte, sie
unterstützte EU-Forderungen,
Internetdaten schneller zu lö-
schen und IP-Adressen zu ver-
schleiern.

Bei Internetsuchmaschinen
wäre die Verkürzung der Spei-
cherdauer auf sechs Monate ein
Fortschritt. „Die Anonymisie-
rung muss soweit gehen, dass es
deutlich erschwert wird, Nutzer-
profile zu erstellen und zu ver-
markten,“ sagte Aigner. (ddp)

Der Bund will mit neuen Richtlinien die Privatsphäre und die per-
sönlichen Daten im Internet besser schützen. Foto: ddp
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